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Vetrachtungen Über die Jorſtperwalkung. 
Von J. v. S. 


Woran ſich die Kraft der geſammten geiftig arbeltenden Menge 
Tag für Tag abnutzt, ohne pofttive greifbare Erfolge zu erzielen, an 
was die Reden ſich hinverlieren, von denen in den landſchaftlichen 
Vertretungen, in den Parlamenten und Wahlverſammlungen die 
Wände wiederhallen, das, woran aller Wille, alle Arbeit und das 
Studium hervorragender Kopfe ſich zerſetzt und verlaugt, das iſt die 
endloſe Abhaſpelung der Verfaſſungsfragen und jener Titel des 
Staalsrechtes, in welchen man die Macht des Staatswillens noch 
durch die eifernen Feſſeln der Geſetze zu bewältigen für möglich hält. 

Daher iſt es auch nicht überraſchend, daß, well Jeder, der ſich 
auf einen Deputirtenſtuhl hinaufgeſchwungen hat, dieſen Fragen allein 
zuellt, ſich eine erbärmliche Flauheit, eine bedenkliche Verſumpfung 
gerade dort vollzieht, wo das Staatsleben in aller Ueppigkeit empor⸗ 
ſchießen und Blüthen und Früchte treiben ſoll — auf dem Felde der 
Verwaltung. 

Auf dieſem ernſten von Parteianſchauungen zumeiſt unabhängigen 
Gebiete aber, wo man weder mit liberalen Worten für liberale Phraſen 
kämpfen, noch das Händeklatſchen auf den Gallerien oder Lobhymnen 
in der Preſfe in folder Fülle einernten kann, hier wo das Erforder⸗ 
niß, die bürgerliche Wohlfahrt, das thatſächliche Gedeihen des Staates 
ſich Ideen herauserzwingen muß und der Nutzen enkſcheidet, der ſich 
augenblicklich aus ihrer Auwendung ergibt, wo alſo Scheingedanken, 
Zeitideen und frecher Schwindel fofort in ihrer Nichtigkeit eullarvt 
würden, hier finden und ſuchen wir vergeblich Leute, welche etwas 
leiſten können oder wollen. 

Weil man aber in den geſetzgebenden Korpern der Gegenwart 
den Geſchmack nicht antrifft und wegen ihrer Ueberbürdung mit Ver⸗ 
faſſungselaboraten auch nicht die Zeit fiudet, ſich mit adminiſtrativen 
Aufgaben zu befaffen, fo fehlt es in der That an der Durchführung 
dringender Steuerreformen, an der Regelung des für die wirthſchaft⸗ 
liche Verwaltung ſo wichtigen Concurrenzweſens an einer ordentlichen 


Heimatsgefeßgebung und dem was daran hängt, einem entſprechenden 
Pflegſchaftsweſen, durchgreifenden Verfügungen gegen die Landſtreicherei, 
im Bettel⸗ und im Schulweſen u. ſ. m. * 

So herrſcht auch eine erſtaunenswerthe Trübheit gerade in einer 
Frage, welche in eminenter Weiſe die Aufmerkſamkeit der Geſetzgebung 
herausfordern ſollte. 

Ich meine die Forſtwerwaltung. Die notoriſche Einwirkung ber 
Waldungen auf die climatifchen Verhältniſſe, die Sicherſtellung für 
immer geſteigertere Holzbedürfniſſe und das traurige Beiſpiel jener 
Gebiete, wo die Gier nach dem Nutzen des Augenblicks die künftige 
Probuctiongfähigleit vollends zerſtörte, hat feit jeher die Beſtrebungen 
der Verwaltungsorgane dahin gerichtet, für die Pflege und Erhaltung 
der Wälder durch eigene Geſetze Sorge zu tragen; fo entſtanden und 
entſtehen in aller Herren Länder Waldſchutzverordnungen, Forſtgeſetze 
oder Waldpolizeinormalien, legislative Schöpfungen, welche durchweg 
in gleichartiger Weiſe denſelben Grundgedanken zu verwirklichen fuchen, 

Um zu zeigen, wie merkwürdig die Auffaſſung des rechtlichen 
Kernpunktes dieſer Frage ift, und welcher admintftrativen Mittel man 
ſich bedient, um ſie zu löſen, braucht man daher — um auch gleich 
an das Nächſtbeſte anzuknüpſen — nur das öſterreichiſche Forſtgeſetz 
ins Auge faſſen, mit welchem ich nachweiſen werde, wie unbefriedigend 
der Erfolg ſolcher Verfügungen geblieben ift, und wie er anders nicht 
fein konnte. 

Der Eingang diefes Geſetzes lautet: „Die Sicherſtellnng der in 
alle Rebensverhältniffe eingreifenden Holzbedürfuiſſe hat der Regierung 
ſteis die Pflicht auferlegt, für den beſonderen Schutz des Eigenthumes, 
der Erhaltung und Pflege der Walder und Holzpflanzungen durch 
eigene Geſetze und Vorſchriften Sorge zu tragen.“ 

Der 8. 2 des Geſetzes beginnt: 

„Ohne Bewilligung darf kein Waldgrund der Holzzucht entzogen 
und zu andern Zwecken verwendet werden.“ 

Die Abſicht des Geſetzgeberg if eine eclatante. Er wünſcht die 
Erhaltung und Pflege der Wälder aus Gründen des offentlichen Wohles 
drückt unverhölen aus, daß der Vortheil des Einzelnen ſich dem Wohle 
der Gefommtheit beugen müßte, ja er mag entſchloſſen geweſen fein, 
gegen den Willen und das Intereſſe des Privaten den höheren Willen 


des Staates und das allgemeine Intereſſe wirkſam zu vertreten. 


Dieſen Zweck zu erreichen gab es aber nur zwei Wege. Man 
fand bloß Einen: den, auf welchen aud der Gedankenloſe geführt 
wird und der deßhalb ſo leicht auffällig iſt, weil er geradlinig an's 
Ziel hinzuleiten ſcheint. Das iſt das Verbot der freien Ver⸗ 
fügung mit dem Waldeigenthume. Und es fragt ſich, ob dieſes die 
Frage rückſichtslos entzweiſchneidende, allgemeine und ſehr naheliegende 
Auskunftsmittel der rechtlichen Natur derſelben in der That angepaßt 
werden kann. 


„) Aber weniger der Mangel an Reſormwerken (denn Geſetze werden ja 
in entfehliger Anzahl fabrieieh) als der Gehalt derſelben kennzeichnet die hen 
tige Richtung. Die Bedürfnſſſe werden uur formell durch Geſetze befriedſget, 
durch Geſetze, welche ſich nicht organiſch an die bisherige e anſchlie⸗ 
ßen. Die geſetzgeberiſche Befriedigung wird ſchon gefunden iim lediglichen Aus⸗ 
drucke eines modernen Princips. Mau kümmert ſich nicht darum, ob bit, 
zudem ſelten gemachten, ſondern meiſt abgeſchriebenen, Geſetze den Bedurfniſſen 
enkſprachen oder nur überhaupt durchführbar feien. Dem. d. died. 


Es wird alſo nöthig fein, vor Allem den Zuftand zu unterfuchen, 
der mit dem Momente in's Leben tritt, als die geſetzliche Einſchrän⸗ 
kung des Woldeigenthumes zu gelten beginnt, und fecundär wird ſich 
dann die Nothwendigkeit ergeben, zu prüfen, ob durch eine derarlige 
Beſtimmung der legislative Gedanke des Forſtſchutzes feine wahrhafte 
Sanction erhält. 

Dadurch, daß das Recht der freien Verfügung mit den Forſten 
den Staatsbürgern entzogen und von der ſchwankenden Entſcheidung der 
niederſten Adminiſtrativ⸗Behorden abhängig gemacht wird, geſchieht vor 
Allem ein kiefer Eingriff in die Natur des Eigenthumsrechtes. Zwiſchen 
die innige Verbindung der Perſon mit der Sache, drängt ſich wie ein 
Keil der Staatswille ein, der den Domiuus, bald durch ein Verbot, 
bald durch den Befehl einer Leiſtung bezüglich der Subſtauz des Ge⸗ 
genftandes, in feinen Abſichten ſtört. 

Aber durch die Denntnrirung des Verhältuiſſes zwiſchen der Per⸗ 
fon und dem Objecte, fängt der Begriff des Waldeigenthumes an 
zwelſelhaft zu werden, da es fraglich wird, ob überhaupt dann Forſt⸗ 
gut loch die Fähigkeit hat, als Eigenthum befeſſen zu werden; und 
fo weittragend ſcheiut mir der beſchränkende Einfluß des Geſetzes auf 
die Natur erworbener Rechte zu fein, daß man nur mit Schwierigkeit 
die juriſtiſche Formel und die Definition des Verhältniſſes zwiſchen 
dem Eigenthümer und dem Rechts objecte wird herſtelleu können, eben, 
weil es ſich ſchon als quasi Fideicommiſſariſches auffaffen lüßt, oder 
gar zu einer negotiorum gestio herabzuſinkeu droht. 

Gewiß liegt alfo der Anordnung im Forſtgeſetze Etwas zu Grunde, 
wovon die Geſetzgebungen, wenn ſie mit anderen milderen Mitteln das 
gleiche Reſultat erzielen können, ſich wohl hüten ſollen, nämlich eine 
bedenkliche Auflockerung, des Begriffes des Eigenthumsrechtes, eine 
Auflockerung die doppelt gefährlich it in einer Zeit, wo die Discutir⸗ 
barkeit eingeerbter Begriffe und geheiligter Rechte an die Tagesordnung 
geſetzt wird. 

Gefährlich ſchon deshalb, weil fie die Grenze verrückt, welche 
zwiſchen öffentlichem und Prſvatrechte in unantaſtbarer Weiſe klar vor⸗ 
gezeichnet fein jollte, 

Mau hat wirklich zur Entſchuldigung des Eingriffes in ein fo 
hohes, den wahren Begriff der Freiheſt einſchließſendes Recht, wie es 
das Elgenthum ift, fofort die Phraſe des Ueberwiegens des öffentlichen 
Wohles vorgebracht und die Schädigung des Privatrechtes durch die 
Forderungen des öffentlichen Rechles begründen wollen, in der iorthüm⸗ 
lichen Melnung, es hier mit einem die gemeine Wohlfahrt ausſchließeuden 
Sonderrechte zu thun zu haben, in dem Wahne, daß hier die Rechte 
Einzelner gegen das Intereſſe Aller kämpfen, und in Folge der Leicht⸗ 
fertigkeit, mit der man dle Natur zweier ſich entgegentretenden Ders 
langen behandelt hat 

Die Geſetzgeber ſcheinen nicht gefunden zu haben, daß der Fall 
hier anders beurthellt werden müffe, als dort, wo es ſich z. B. um 
eine Expropriatlon handelt, wo es alſo darauf ankommt, einen, dein 
allgemeinen Intereſſe entgegenftehenden Einzelwillen zu brechen; ine 
def hier, wo es nicht mehr ein individuelles Intereſſe iſt, das dem 
höheren Wohle der Geſellſchaft geopfert zu werden hat, ſondern mo 
ein Additionaltitel individueller Rechte, ein dem öffentlichen Rechte 
ebenbürtiger unbrechbarer Geſammtwille aller Waldbegüterten im Staate, 
beinahe der ganzen Grundeigenthümer⸗Claſſe ſich aufthürmet, und 
vollends die Schneide des Gegenfatzes zwiſchen Privatrecht und öffent⸗ 
lichem Rechte fehlt. 

Während alſo die Einwirkung des Letzteren ganz gerechtfertigt 
wäre, ſobald es ſich um ein im Wege ſtehendes Recht des Einzelnen 
handeln würde, fo bedenklich ſcheint es mir, jene Formel dort anzuwen⸗ 
den, wo das öffentliche Recht feine übergreifende Natur an der 
Geſammtheit der rieſengroß angewachſenen, ſolldartſchen Privatrechte 
einbüßt. 

Aber weil eben Hier die Souveränität des öffentlichen Rechtes 
über das Einzelrecht keine legitime iſt, fo tragen derartige Forſtſchutz⸗ 
geſetze den Grund und Charakter ihrer Undurchführbarkeit ſchon in 
ſich ſelbſt, und ift es in der That den Verwaltungsbehorden beinahe 
nirgends gelungen, denſelben Achtung zu verſchaffen. 

Der Forſtſchutz iſt deshalb auch dort nur zur Verwaltungs⸗ 
comödie herabgeſunken, wo nicht etwa der geringe Umfang des Landes 
und ein äußerſt koſtſpieliger Organismus, ſolche der Natur des Eigen⸗ 
thumsrechtes, dieſer Domäne aller individuellen Freiheit, widerſtrebende 
Normen durchführen half. (Foriſetzung folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Judenmatrikenführer find nicht als Beamte im Sinne der Gemeinde⸗ 
Wahlordnung anzuſehen. 


Die im Zwecke der Wahl des Gemeindeausſchuſſes für U. ver⸗ 
faßten Wählerliften find in Gemaßheit des 8. 17 G. W. O, für dle 
Bukowiun zu Jedermanns Einſicht aufgelegt und der Termin zur 
Einbringung allfälliger Reclaſnationen auf den 30. Juni 1869 feſt⸗ 
geſetzt worden. Ueber die vom iſraelitiſchen Matrikenführer Mendel K. 
dabei eingebrachte Reklamation hat die nach §. 17 G. W. O. zu⸗ 
ſammengeſetzte Reclamations⸗Commiſſion laut Protokolles vom 15. Juni 
1869 entſchieden: daß, obwohl Mendel K. in der Gemeinde keine 
Steuern zahlt, jedoch den Poſten eines iſraelltiſchen Matrikenführers 
verſteht, derſelbe daher als Beamter auzufehen und iu die Wählerliſte 
des erſten Wahlkörpers aufzunehmen iſt. 

Am 22. und 23. Juni 1869 wurden hierauf die Wahlen des 
Gemeindeausſchuſſes für U. vorgenommen und es wurde Dabei unter 
anderen auch Mendel K. im erſten Wahlkörper zun Mitgliede des 
Gemeindeausſchuſſes gewählt. 

Am 27. Juni 1869 haben mehrere wahlfähige Ifraeliten gegen 
die Beſtünmung des 8. 32 der G. W. O. bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft, ſtatt beim Gemeindevorſteher Einwendungen gegen das 
Verfahren bei den erwähnken Gemeindegusſchußwahlen überreicht, unter 
welchen auch der Wahlberechtigung des Meudel K, doch in einem für 
deſſen Wählbarkeit günſtigen Sinne Erwähnung gemacht warde. 

Die Bezirkshauptmanuſchaft hat ohne in Gemäßheit des 8. 31 
G. W. O. hierüber vorerſt ſelbſt das Amt zu haudeln, dieſe Angele⸗ 
genheit init Bericht vom 23. Juli 1869, 3. 4046, der Landesregie⸗ 
rung mit dem Bemerken vorgelegt, daß Mendel K., welcher einfach in 
der Eigenſchaft als Matrikenführer in die Wählerliſte nicht hätte auf⸗ 
geuommen werden ſollen, am 23. Juni 1869, nachdem bereits der 
dritte Wahllörper gewählt halte, sub P. Nr. 11½ der Wahlerliſten 
aufgenommen worden iſt, daher dadurch gegen den Schlußab ſatz des 
g. 17 G. W. O. verſtoßen wurde. 

Hierüber hat die Landesregierung mit dem Erkenntniſſe vom 
18. Auguſt 1869, Z. 7946, die oberwähnten Einwendungen gegen 
das Wahlverfahren zurückgewieſen, zugleich aber bezüglich des Mendel 
(. entſchieden, daß nachdem in die Wählerliſte für den erſten Wahl⸗ 
körper entgegen der Schlußbeſtimmung des 8. 17 G. W. O. Mendel 
K. ohne eine Steuer in der Gemeinde zu entrichten, nachträglich auf⸗ 
genommen und auf dieſer Grundlage auch im erſten Wahlkorper in 
den Gemelndeausſchuß gewählt wurde, demſelben aber als Matriken⸗ 
führer das nctive Wahlrecht nach §. 1 ad 2) nicht zuſteht und er 
ſonach auch nach 8. 9 G. W. O. nicht wahlbar ift, fo hat an Stelle 
des Mendel K. gemäß 8. 29 G. W. O. als Ausſchußmann derfenige 
einzutreten, der nach den gewählten Ausfchußmänuern im erſten Wahl⸗ 
kürper die meiſten Stimmen erhalten hat. 

Dagegen überreichte nun Mendel K. den Recurs an das Mini: 
ſterium des Innern, worin er anführt, daß er als iſraelitiſcher Ma⸗ 
trikenführer dem Beamtenſtande angehört und nach 8. 1, Z. 2, lit. b) 
wählbar iſt, weil die von ihm ausgefertigten Makrikenſcheine nach dem 
Geſetze vom 10. Juli 1868, R. G. B. Nr. 12, als öffentliche Urs 
kunden gelten und volle Beßeiskraft haben. ) 

Das Miniſterium entſchied unterm 20. März 1870, Z. 17692, 
nach den Motiven der Landesregierung, weil Mendel K. in der Eigen⸗ 
ſchaft als ifraelitiſcher Malrikenführer (8. 1, Z. 2, lit. p) als Beamter 
nicht augeſehen werden kann, und weil er zur Zeit der vorgenomme⸗ 
nen Gemeinde⸗Ausſchußwahlen (22. und 23. Juni 1869) in der Ges 
meinde ſeit wenigſtens einem Jahre noch keine directen Steuern ent⸗ 
richtet hat. 


Erneuerung einer durch Ablauf der Beginnungsfriſt (8. 41 Gemw.⸗Ord.) 

verwirkten Betriebsanlagebewiligung ohne Edſctalverfahren im Falle 

nicht veräuderter Localzuſtande und des Mangels von Einwendungen 
Percchtigter. 

Dem Graſen Bernhard K. wurde im Jahre 1866 von dem da⸗ 
maligen Bezirksamte Sch. die nach der Geſperhe⸗Ordnung erforderliche 
Betriebsaulagebewilligung für den Bau eines Ringofeus und Maſchin⸗ 
hauſes in feiner nach ihrem damaligen Beſtaude mit behördlicher 


*) Die Gemeinde⸗Wahlordnung erklärt ale Wahlberechtigte ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Steuerzahlung: „Hof⸗, Staats-, Laudes⸗, dann öffentliche 
Inſtituts- und Fonds⸗Beamte.“ 
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Genehmigung feit dem Jahre 1859 betriebenen Ziegelei am L. . berge 
in der Gemeſude⸗Ordnung ertheilt, Von Seite des Bezirksamtes Sch. 
iſt damals eounnifjionaliter conſtatirt worden, daß gegen den Bau dieſes 
Ringofens weder in baulicher, noch ſanitätspollzeilicher Beziehung irgend 
ein Anſtaud obwalte. 

Graf K. hat aber von der in Rechtskraft erwachſenen Baube⸗ 
willigung keinen Gebrauch gemacht, ſondern erſt am 8. December 1869, 
alſo nach mehr als drei Jahren, bei der Bezirkshauptmaunſchaft B. 
um die Verlängerung der Friſt zur Ausführung des Baues bis 
18. Mai 1870 gebeten. Er motivirke dieſes Geſuch damit, daß ver 
foftipielige Bau innerhalb des geſetzlichen Termines bei dem damaligen 
Darniederliegen der Baugewerke nicht rentabel erſchten, während die 
jetzige rege Bauluſt, die bevorſtehende Donau- Regulirung, der Ban 
von Eiſenbahnen und die Höhe der Regelpreiſe ihn veranlaſſen, jetzt 
im Vereine mit den Käuſern feines Ziegelwerkes au die Angfüh⸗ 
rung des nu J. 1866 conceſſionirten Baues zu gehen, Laut eines von 
ihm beigebrachten Zeuguiſſes der Gemeinde O ſind die Localverhält⸗ 
uiſſe vollkommen unverändert geblieben, und ſteht der Ausführung des 
Baues nicht nur nichls im Wege, fondern liegt dieſelbe vielmehr im 
Jutereſfe der Gemeinde und der Anrainer behufs der Beſeitigung der 
mit Ziegeleien ohne Ringöfen verbundenen Beläſtigung des Rauthes. 

Der Bezirkshauptmaun ertheilte dem Grafen K. auf Grund die⸗ 
ſes Gemeindezeugniſſes unterm 10. December 1869, 3. 10453, die 
erbetene Friſt bis 18. Ma 1870 uud verſtändigte hievon ſowohl den 
Bittiſteller, als auch die Gemeinde, 

Weder die Gemelnde, noch Anrainer recurrirten dagegen, wohl 
aber ein gewiffer Vincenz G., Hausbeſitzer in O., der in feinen Re⸗ 
eurſe ſagt, daß er zwar kein Anralner des Grafen K. ſel, daß gegen 
den Ban des Riugofeus au ſich nichts einzuwenden und derſelbe für 
die Aurgiuer weit angenehmer ſei, als die gewöhnlichen Oefen, daß er 
aber glaube, daß wenn der Couſens der Belrlebsaulage einmal erloſchen 
fei, derſelbe nicht verlängert werden dürfe, ſondern neu erthellt wer⸗ 
den müßte, weshalb er ſich berufen fühle, dieſen Fall zur Kennkuiß der 
Statthalterer zu briugen. 

Die Stalthalterei gcceptirte dieſe Auſchauung und hob unterm 
25. Jänner 1870, Z. 369 18, die bewilligte Friſterſtreckung im Grunde 
des 8. 41 der Gewerbe⸗Ordnung auf, „weil bei dem Uinſtande, als 
die geſetzlich beſtümute Friſt zur Ausübung der Betriebsanlage läugſt 
erloſchen iſt, auch keine Verlängerung derſelbe ertheilt werden könne, 
ſoudern die Genehmigung der beabſichtigten Betriebsaulage neu anzu: 
ſuchen ſei.“ 

Gegen dieſe Statthalterel⸗Entſcheidung wurde der Recurs an das 
Minifleriun des Inuern gerichtet, worin gebeten wird, mit Ruckficht 
auf den unveränderten Fortbeſtand der Verhältniſſe, wie fle im g. 1866 
vorlagen, die in erſter Inſtanz bewilligte Friſt wieder in Kraft zu 
feßen, indem jede neuerliche Voegl⸗Commiſſton zwecklos und daher nur 
geeignet fein würde, den Bau zum Schaden der Recurreulen zu ver⸗ 
ſchleppen. 

Das Miniflerium des Innern entſchled ddo. 16. März 1870, 
3.3279, in folgender Weiſe: 

„Nachdem es ſich im Jahre 1866 keineswegs un die Anlage einer 
Ziegelbrennerci die damals ſchon feit 1859 in Betrieb geweſen, ſondern 
um die Anlage eines Ringofens mit einem Dampfmaſchlnenhaus, d. i. um 
eiue gewerbliche Betriebsanlage gehandelt hat, rückſichttich welcher eben nicht 
nach 5, 33 ꝛc. der Gewerbe- Ordnung vorgegangen werden muß, ſon⸗ 
dern F. 32 Anwendung findet, und nachdem Nichts entgegenfteht, daß 
das Prolongirungsgeſuch vom Derember 1869 als ein erneuertes Ein⸗ 
schreiten um neuerliche Genehmigung der Betriebsanlage aufzufaſſen 
und zu behandeln if, iu ſernerer Erwägung, daß die zur Zeit der 
Betriebsaulogebewilllgung borgelegenen Berhältniffe noch forkbeſtehen 
und gegen den Ausſpruch der erſten Jnſtanz in merito weder von 
Seite irgend eines betheiligten Anrainers oder der Gemeinde Einſprache 
erhoben wurde, wird dem Reeurſe des Grafen K. und Conſorten un 
ter Behebung der in der Beſchwerde gezogenen Erledigung der Statt 
halteret vom 25. Jauner l. J., Z. 36913, Folge gegeben und die 
Eutſcheſdung der Bezirkshaupttmanunſchaft in B. vom 10. December 1869, 
3. 10453, wodurch die im Jahre 1866 ertheilte Genehmigung der 
Anlage eines Ringofeus ſaumt Dampfmaſchinenhaus erneuert wor⸗ 
den iſt, wieder in Kraſt geſetzt.“ 


Als „Anrainer“ im Stune der Banorbnuuß iſt nur der Beſiher der un⸗ 
mittelbar angrenzeuden Renlität anzuſehen (Bauordnung für Böhmen). 


Der Ausſchuf der Stabtgemehrbe N. hat in 9. 1868 beſchloſſen, 
das Gemeindehaus einem Umbau zu unterziehen. Den Gonfens zu 
diefem Bau hat der dortige Bürgermeſſter mit Erlaß vom 5. Juni 
1868, 3. 240, ertheilt, und zwar auf Grund einer am 5. Juni 1868 
abgehaltenen Localcommiſſion. Bei dieſer Baucommiſſion internenizten 
außer dem Bürgermeſſter lediglich ein techniſcher Sachverſtändiger und 
eln Gemelnderath, und wurde hlebel conſtatirk, daß a) gegen den 
Bau in bau» und localpolizeilicher Beziehung kein Auſtand obwalte, 
und daß b) bei demfelben gar kein Anrainer berührt erſcheint. (Das 
Gemeindehaus grenzt namlich in der einen Richtung au den Ringplatz 
in der audern au den Kirchenplatz, während an den übrigen zwei Sei⸗ 
ten öffentliche Gaſſen angrenzen.) Der Bau wurde im Anfange des 
Monates Juni 1868 begounen. Am 22. Juni 1868 ſtellte Franz T. 
an den Gemeinderath in N. das Anſuchen, es möge bei dem Umbau 
des Gemeindehauſes nicht gegen den Ringplatz vorgetreten werden, 
weil ihm in Folge deſſen die Ausſicht und Zufahrt bei feinen Wohn⸗ 
gebäude beſchränkt werde. Dieſes Anfuchen hat der Gemeinderath 
unter m 7. Juli 1868, 3. 259, zurückgewieſen, weil bei dem Umbau 
keine Anreiner vorhanden geweſen ſelnen, daher auch bei der Baus 
Coumniſſion keine folden veruommen werden konnten. Es ſtehe übrte 
gens Franz T. frei, feine privakrechtlichen Einwendungen im Rechts⸗ 
wege geltend zu machen. 

In der von Franz T. und vier Genoſſen dagegen an die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in K. gerichteten Beſchwerde wurde hervorgehoben, 
daß durch den bereits in Ausführung begriſſenen Umbau des Gemeinde ⸗ 
hauſes der F. 62 der Bauordnung verletzt werde, indem ein Vor⸗ 
bau gegen den Ringplatz ausgeführt werden ſoll, und daß der Ber 
ſtimmung des 8. 13 der Banordnuug zuwider *) zur Baucommiſſion 
kein Anrainer beigezogen worden ſei. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft hat auf Grund einer unter Juter⸗ 
venirung eines Baubeamten gepflogenen Erhebung dieſe Beſchwerde 
zurückgewieſen, weil das Verbot der Herfichuug eines Vorbaues im 
$. 62 der Bauordnung ſich unn auf Bauten in Gäſſen bezieht, 
hler aber der Vorbau gegen den Ringplatz gerichtet ift, doß bel dem 
vorliegendan Falle Anrainer im Sinne des §. 14 der Bauord⸗ 
nung nicht berührt erſcheinen. Gleichzeitig hat die Bezirkshauptmaun⸗ 
ſchaft die früher verfügle Siſtirung des Baues behoben. 

Die Stotthalteret hingegen hat mit Eutſcheidung von 15. Apyfl 
d. J., 3. 14601, unter Behebung der bezirkshauptmanuſchaftlichen 
Entfeheidung den Banconfens des Büͤrgermeiſters von N. vom 5. Junt, 
3. 240, wegen Verletzung der Vorſchrift des 8. 13 der Bauord⸗ 
uung außer Kreft geſetzt und die Vornahme einer neuen Commiſſton 
angeordnet und die Fortſetzung des Baues fiſtirt. Die Statthalterel« 
Entſcheldung vertritt zwar auch die Auſicht, daß der §. 63 der böhmi⸗ 
ſchen Bauordnung durch den Vorbau auf den Ringplatz nicht verletzt 
werde, nimmt jedoch an, daß die Bauordnung unter „Anrainer“ 
nicht nur die Beſitzer der unmittelbar augrenzendeu Gebäude, ſondern 
überhaupt jeue Grund⸗ und Hausbeſſher verſtehe, deren Intexeſſe durch 
die Baufühenng in irgend einer Weiſe berührt wird. Durch die Uns 
terlaſſung der Beiziehung der Beſitzer der Nachbarhäuſer zur Bau⸗ 
commiſſion jet eine Verletzung des 8. 13 der Bauorduung und 
daher die Anordnung des §. 103 der Gemeinde-Orönung **) begründet. 

Dem dagegen eingebrachten Recurſe des Gemeinderathes von N. 
hat das Miniſterium des Innern ddo. 4. Juni 1870, 3. 7627, 
Folge gegeben und unter Abänderung der angefochtenen Statthalterel» 
Eutſcheſdung ausgeſprochen, „daß kein geſetzlicher Grund vorliegt, dem 
vom Bürgermeiſter i N. unterm 5. Juni 1868, Z. 240, ertheilten 
Bauconſens vom Standpunkte des §. 103 der Gemeinde⸗Ordnung 
zu beanſtänden, weil das Gemeindehaus Nr. 208 in N. rings⸗ 
um theils von öffentlichen Plätzen, theils von Gäſſen umgeben 
iſt, und factiſch au keine Privatrealität angrenzt, daß ferner unter 
einem Aurainer (soused spolu merujiei) nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche und im eigentlichen Sinne des Wortes nur der 
Beſitzer eines angrenzenden Grundes oder elner angrenzenden Realität 
verſtanden wird, und daß ſomit der Bürgermeiſter von N., infofern 


*) . 62 der Bauordunng für Böhmen vom 12. Mai 1864 fpricht non 
der Unzwlnffigkeit der Bauten, welche hie Straßen breite beeinkdihtigen, 
die 88. 13 und 14 ſprechen von der Beiziehung „der bei dem Bauvorhaben 
betheiligten Anrainer“ 8 

2) 8. 103 der böhmischen Gen-Dednung vom 16. April 1864 behandelt 
das Intervenliousrecht der politiſchen Bezivksbehörbe im Falle von Berlehung 
und fehlerhaften Auwendung der Geſehe (Art. X I. des Gef, vont 3, Mär) 1862). 
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er in gleicher Auslegung des Wortes „Anrainer“ es unterlaffen 
hat, zu der am 5. Juni 1868, abgehaltenen Localeommiſſion auch 
die Beſitzer der von dem Gemein dehauſe Nr. 208 durch dir Gaſſe geſchie⸗ 
denen Häuſer beizuziehen, keine fehlerhafte Anwendung des 8. 13 ber Bau⸗ 
ordnung, noch weniger aber eine offenbare Verletzung desfelben ſich 
habe zu Schulden kommen laſſen.“ Km. 


CHE 
Literatur. 


1. Sammlung von Ortsgeſetzen, örtlichen Polizeiverwalkuugs- und 
Venutzungs⸗Ordnungen, Dienft- und Ausführungs-Auweiſungen, wie 
Satzungen öffeuttſcher und gemeinnütziger Einrichtungen und As 
falten. Von Dr. H. Stolp, Berlin 1870. Verlag der deutschen Gem. 
Zeitung. (J. B. I. H.) 

2. Die Gemclude⸗Verfaſſungen Deutſchlands und des Auslandes. Von 
Dr. H. Sto lp, Berlin 1870. Verl. d. deutſchen Gem.⸗Zeitung. (I. B. I. H.) 


Dr. Hermann Stolp, der verdienstvolle Herausgeber der Berliner 
„Deutſchen Gemeinde⸗Zeltung,“ eines Organs, das nebſt dem Gemelndeweſen 
aller beutfchen Lander auch die öſterreichiſchen Gemeindeverhältniſſe mit höchſt 
anerkennenswerther Auſmerkſamkelt verfolgt und vertritt, bringt uns mit den 
vorliegenden beiden Sammelwerken, an bie ſich noch „eine Sammlung der 
Kreis- oder Gau: (Bezirks) Berſaſſungen“ und „eine Sammlung der Staats- 
und Provinzial⸗Verfaſſungen“ anſchließen werden, ein Werk von hervorragend 
practiſcher Bedeutung für Zwecke der Wiſſenſchaft, für Verwaltungsbehörden 
unp endlich für alle die, welche an ber Entwicklung und Geſtaltung bes öffent⸗ 
lichen Lebens ber Slaats⸗ und Gemeindeverhältniſſe lebhafteren Antheil nehmen. 
Zur Beurtheilung der Sammlung der „Oetsgeſetze“ u. . w. ſel bemerkt, 
daß das vorllegende erſte Heft bes erſten Bandes 18 Ortsgeſetze enthäll, und zwar 
bas allgemeine Orlsſtatut von Hildesheim; die Geſchäftsordnung der Stadlver⸗ 
ordneten zu Dulsburg; die Penſtonsordnung für bie Beamten und Lehrer ber 
Stabt Görth; das Statut der Witwenkaſſa für die Gemeindebeamten und Lehrer 
ber Stadt Görlih; das Regulativ, die Verhältuſſſe des Schuldienſtes und die 
Nehrergehälter in Altenburg betreffend; zwei Regulative, den zwangsweiſen Bes 
ſuch der gewerblichen Fortbildungsſchule zu Reicheubach l. B., wie der gemerb: 
lichen und Handels⸗Fortbildungsſchule zu Harburg (auf Grund der norbbeut: 
ſchen Gewerbeordnung) betreffend; das Statut, bie Ereichlung eines gemerkt: 
chen Schledsgerichts in Fraienwalde a. O. (auf Grund der norbdeutſchen Ges 
werbeordnung) betreffend; zwei Regulalive, den Geſchäſtsbetrib der Pfandoer⸗ 
leiher, Trödler und anderer Händler, wie der Gelinbevermicther (auf Grund 
der norddeutſchen Gewerbeorbnung) betreffend; vier Statuten, die Regeln der 
Ginquastierung zu Merſeburg, Bonn, Leer und Neuſalz a. O. (auf Grund des 
norbdeutſchen Bunt eſetzes vom 25. Juni 1868) betreffend; das Statut, die 
Veröffentlichung der Statuten der Stabt Seeſen botreſſend; das Statut für dle 
Dienſtboten⸗Krankencaſſa der Stabt Wien; die Caſſen⸗ und Kämmerei⸗Ordnung 
der Stadt Gera. Die nächſtfolgenden Hefte des erſten Bandes werden enthal⸗ 
ten die Depoſital⸗Ordnung der Stadt Gera; bie Begräbnißordnung der Sladt 
Stuttgart; die Ordnung für die Forkſchaffung und Beerdigung der Leichnante 
in der Stadt Mons (Belgien); die Flurordnung von Memmingen; das Statut 
der Korporatlon der Kaufmaunſchaft zu Berlin; die Leihhausorbnung von Bam⸗ 
berg; das Statut für das ſtädtiſche, die Eimmohner mit Holz verſorgende Holz⸗ 
amt ber Stab! Frankfurt a. M.; das Statut für die gtrankencaſſa zu Karls 
ruhe; das Statut des Germaniſchen Muſeums zu Nürnberg; das Rcgulativ 
für die Benuzung der Waſſerleitung zu Stetting; die Baupolizei⸗Ordnung 
von Osnabrück und Elberfeld; verſchjedene ſtädtiſche Abgaben⸗ und Steuer: 
Ordnung u. ſ. w. * 
Von der „Sammlung ber Gemeinbe⸗Verfaſſungen Deutſchlands und des 
Auslandes“ enthält das erſte Heft bie preußziſche Städteordnung vom 19. Novem⸗ 
ber 1808; bie Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen ber preußiſchen 
Monarchie vom 30. Mei 1853; das Geſetz, betreffend bie Verſaſſungen der Städle 
in Neuvorpom nern und Rügen, vom 31. Mal 185; bas allgemeine öſterreichi⸗ 
ſche Gemeindegeſez von 5. März 1882. Sämmtlichen Gelesen find ausführ⸗ 
liche und ſachgemäße Inhaltsverzeichniſſe angehängt. Das zweite Heft wird mit 
ben baieriſchen Gemeindeorbrumgen für die Landestheile diesſeits des Rheins 
und für die Pfalz vom 29. April 1869 beginnen, und werben dle ſodann fol⸗ 
genden Hefte, neben anderen deulſchen, auch bereits Gemeindeverfaſſungen des 
Auslandes, ſo von Belgien und Rußland bringen. 
Der Verfaſſer, ber dieſe Sammlungen „als Vorläufer jpäterer ſyſtemati⸗ 
ſcher Arbeiten“ erſchelnen läßt und wohl ſchon mil den Sammlungen mannig ⸗ 


fache Anregung zu vergleichenden Betrachtungen und Studien gibt, hält au 
der Ueberzeugung feſt, „daß falt alle allgemeinen ſtaatlichen Verfaſſungswirren 
und Kämpfe um allgemeine politifche Frelhelten vermieden werden könnten, oder 
niemals zu folder Heftigkeit entbrennen würden, wenn man zunächſt und mehr 
bie Freiheit der Gemeinde achtete und unter biefer wünſcheuswerthen Freiheit 
der Gemeinde nicht ſowohl die größere Befreiung derſelben von der „Vor⸗ 
mundſchaft der Bureaukrakie“, als namentlich auch von den Feſſeln allgemein 
bindender theoretiſcher und ſchabloniſirender Geſetze verſtände.“ 


Wir können die beiden Werke auf bas Wärmfte empfehlen. d. 


PBerfonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wlener Zeitung“. 


A. h. Handſchreiben vom 28. Juni I. J., womit der Miniſter und Leiter 
des Landesvertheidlgungs⸗Miniſterkunts Wielor Frelh Widmann über fein 
Anſuchen dieſes Poſtens enthoben und dem un Grafen Potocki 
die einimweilfge Lung nertrunen wire. 

Se, Majeftät haben den Miniſter und Leiter des Finamminktertums Lub- 
wig Breib. v. Holigethau zun en anzwafniſtrz, hen Miniiter und Leiter des 
Uderbauminifteriumd Allerunder Frelb. „ Velrino num Narben, ben 
Hoſtath des oberſten Gerichtshofes Dr. Carl v. Stremayr zum Culins⸗ und 
Unterrlchtsminiſter ernannt, dagegen ben Juſtetzminiſter Abolf When v. Pſcha⸗ 
Bei von der Leitung des Miniſteriums für Cullus⸗ und Unterricht 
enthoben. 

Se. Majeſtät haben dem Seetionscathe und Poſtcoursburean⸗Direclor 
an! Hoffmann den Titel und Charakter eines Minifterrathes tazfrei 
verliehen. 

Se. Majeftät haben ben Minifterialferetär im Minifterium für Cultus 
und Unterricht Johann Ambros zun Skatthallereraſhe II. Claſſe und Mer 
ſerenten für die abminiftratinen und beonamiſchen Schulangelegenheiten bei der 
n. ö. Statthalteret ernannt. 

Se. Majeftät haben dem Miniſterialſecretär Wilhelm Dewez den Titel 
und Charakter eines Secljonsrathes verliehen. 


Se. Majeſtät haben die Miniſterſalconeipiſten im Handen ſterjum 
Carl Freſh. u. Proff⸗Jenſch und Roderich Anihüs zu. Miniſterjalſecre⸗ 
täten ernannt, und dem Miniſterlaleonclpſſten desſelben Min Johann 


Golen v. Steinbauer⸗Seydel den Titel und Charakter eines Mlnſſterlal⸗ 
ſecretärs karſrei verliehen. 

Se, Majeftät haben dem penfionieten Oberamtäconttolor der heſtaudenen 
95 Sammlungscaſſe Ignaz Bediezka den Titel eines kalſ. Rathes taxfrei 
verliehen. 

Der Leiler des Hanbelsminſſteriums hat den Mimiſterlalconcipiſten Dr. 
Edlen v. Mittel und Bela Freih. o. Weigelsperg, dem prov. 
rlalconcipiſten Dr. Franz Melß und dem Miniflerialconceptsadjuncten 
Victor Freſh. v. Kalchberg en ßig Goneipiftenftelen im Hanbelsminl⸗ 
ſterium verliehen. 

Se. Maleſlät haben den Affiitenten am Wiener polytechulſchen Anftitute 
Wilhelm Tinter zum außerordenllihen Mrofeſſor der Ihnen Geodäſte und 
ſphäriſchen Aſtronomje an der Me en Milltäralademie erngunt. 

Se. Majeflät haben den Profeſſor an der Oberrealſchule in Graz Dr. 
Joſef Gobanz zunt Landesſchulinſpector II. Claſſe (für die Volksſchulen in 
Kärnten mil dem Amtsſitze in Klagenfurt) ernannt. 

Se. Maſeſtät haben den quiedcitten Finauz⸗Rechnungsvepartements⸗ 
Vorſtand in Agram Oberfinanzrath Johann Paul Thor zum Vorſtande des 
Finanz ⸗Rechnungsdepartements in Brünn ernannt. 

Se. Maleſtät haben dem e des Finanz⸗Rechnungsdepar⸗ 
Win in Brünn Eduard MWildt den Titel und Rang eines Finanzrathes 
verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblalte der „Wiener Zeitung“. 


Bezirkshauptmannsſtelle erſter Kelaſſe in Steiermark 1800 fl. Gehalt even: 
tuell Bezirkshauptmannsſtelle zweiter Mlaffe 1600 fl. Gehalt bis 19. Juli 
l. J. (Nr. 147 des e 2 

Mehrere Rechuungsofftzialsſtellen iu allen ſechs Gehaltskategorien und 
Prackikankenſtellen mit 300 fl. und 200 fl. Adjuten beim Handelsminiſterium 
bis 20. Juli l. J. (Nr. 147 des Amtsblattes.) 

Poſtbotenfahrt⸗Unternehmung zwischen Melk und Ottenſchlag gegen Cau⸗ 
tion von 500 fl. und Dienſtuerlrags⸗Abſchluß (Nr. 147 des Amtsbfakkes.) 

Serretäräftelle bei der Bezirkshauplmannſchaft Korneuburg in Nieder⸗ 
öfterreich mit 600 fl. Gehalt bis 14. Juli l. J. (Nr. 148 des Amtablattes.) 

Zwei proviſoriſche Docentenſtellen mit je 1200 fl. Gehalt für Malhe⸗ 
matik und Mechanik, ſowie für Geometrie und Zeichnen an der Leobner Berg⸗ 
akademie für den erſten Jahrgang der Borſtudien bis Ende Juli J. J. (Re, 148 
des Amisblalles.) 

Diurniſtenſtelle beim k. k. Finanzminiſlerium Jachrechnungsdepartemenl 
für Zoll und Veczehrungsſtener, Taggeld 1 fl. ö. W. (Renutmef; ber ktalkenfſchen 
Sprache erforderlich), beim Vorftande Im Laurenzergebäude zu melben. (Ne. 148 
des Amtsblaltes.) 3 

Dfficialaftelle bei dem k. k. Tabakhauptnagazine in Wien mit 735 fl. 
Gehalt jährlich und 126 fl. uartiergelo gegen Caulion int Gehaltsbetrage, 
(Amtsblatt Nr. 149.) 5 

Zwei Oſſiclalsſtellen bei dem Hauptpunzirungsamte mit 1000 fl., bezie⸗ 
bungstweiſe 600 fl. Jahresgehalt, 150 fl. Ouartiergeld und neunten reſpeckige 
zehnten Bigtenclaſſe, eventuell eine Offtelalsſtelle mit 800 fl. Gehalt, 150 fle 
Duartiergelb und zehnten Diätenclaffe bis Ende Juli J. J. Amtsblatt Nr. 151.) 
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